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Amtschef eines Staatsministeriums in einem Bundesland von der Größe 
und Bedeutung Bayerns zu sein, verlangt hohe administrative Kompe- 
tenz, bringt besondere Verantwortung mit sich und eröffnet die 
Chance zu ungewöhnlichen Gestaltungsmöglichkeiten. Kommt zu 
diesen Voraussetzungen die nahezu zweihundertjährige Tradition 
des Regierungsprinzips der "Integration durch Administration'' und 
dazu eine dauerhafte parteipolitische Stabilität in der Zusamrnen- 
setzung von Legislative und Exekutive, dann kann ein solcher Amts- 
chef zum "rocher de bronze" eines Ministeriums werden, der die 
reibungslose Kontinuität nicht nur der Verwaltungstatigkeit, sondern 
auch der politischen Leitlinie des Ressorts sicherstellt. 
Wer die Nachkriegsgeschichte unseres Freistaats kennt, weiß, daß 
Ministerialdirektor Böck für das Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus ein solcher Amtschef war - ein "rocher de bronze", auf 
den man bauen, an dem man sich aber auch stoßen konnte. Die 
bayerischen Universitäten haben dies getan - das eine wie das andere. 
Die akademische Ehrung, die unsere Katholisch-Theologische Fakultät 
für Herrn Ministerialdirektor Böck beschlossen hat, bezeugt, daß sie 
erfolgreich auf ihn gebaut hat und daß sie ihm daher in Dankbarkeit 
verbunden ist - in Dankbarkeit für den Einsatz, den er in seiner Amts- 
zeit zugunsten einer Integration der Philosophisch-Theologischen 
Hochschule Dillingen in die neue schwäbische Universität in Augsburg 
und zur Förderung der theologischen Wissenschaft leistete. Eine späte- 
re Universitätsgeschichte wird einmal, so ist zu hoffen, im einzelnen 
klären, o b  die Entwicklung von einer Augsburger Schmalspurhoch- 
schule hin zu einer Universität tatsächlich von der lntegration der 
Philosophisch-Theologischen Hochschule in Dillingen abhing. Vieles 
spricht dafür, daß dies so war. 
Als Präsident dieser Universität möchte ich Ihnen, Herr Ministerial- 
direktor Böck, daher nicht nur meine Gratulation aussprechen zu der 
akademischen Ehrung, die Sie heute erfahren - ich benütze diese 
Gelegenheit gerne, um Ihnen zu danken für den Anteil, den Sie an 
Gründung und Entwicklung unserer Universität hatten. Lassen Sie 
mich schließen mit einem Willkommensgruß an alle Teilnehmer dieses 
Festaktes, insbesondere an die Ehrengäste. Ich bin sicher, daß Sie wie 
ich - vor dem Hintergrund aktueller staatskirchenrechtlicher Probleme - 
dem späteren Vortrag von Herrn Ministerialdirektor Böck mit großem 
Interesse entgegensehen. 
L A U D A T I O  
Dekan Prof. Dr. Anton Rauscher 
Die Katholisch-Theologische Fakultät verleiht heute zum zweiten Mal 
den Ehrendoktor, die höchste Würde, die eine Fakultät zu vergeben 
hat. lm Dezember 1985 war diese Ehrung dem Bischof der Diözese 
Augsburg zuteil geworden wegen seiner Verdienste um die Gründung 
der Katholisch-Theologischen Fakultät in Augsburg. Damals erinnerte 
Dekan Wilhelm Gessel in seiner Laudatio an die Zustimmung des Bi- 
schofs zur Auflösung der Philosophisch-Theologischen Hochschule 
Dillingen, die eine lange Tradition in Forschung und Lehre im Dienste 
der Kirche und der Gesellschaft verkörpert hat und deren Schließung 
von vielen als ein schmerzlicher Eingriff in vielfältig gewachsene 
kirchliche und soziale Bindungen empfunden wurde. Aber ohne die- 
sen Schritt wäre die Katholisch-Theologische Fakultät der Univer- 
sität Augsburg nicht entstanden. 
Von nicht geringerem Gewicht als die kirchliche Entscheidung war die 
Bereitschaft und die Entschlossenheit der Bayerischen Staatsregierung, 
in Augsburg an Stelle der ursprünglich geplanten Hochschule für Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaften eine Universität zu gründen. Diese 
Stadt, in der früher der Handel, die Kaufleute und die Handwerks- 
künste beheimatet waren und die im Zuge der Industrialisierung zu 
einem technisch-industriellen Zentrum geworden war, sollte einen 
zweiten wissenschaftlich-kulturellen Schwerpunkt erhalten, eine 
Universität mit der ganzen Breite der Geisteswissenschaften, ein- 
schließlich der Theologie. 
Der Gründungsdekan der Fakultät, unser verehrter Kollege Hermann 
Lais, hat anläßlich des zehnjährigen Bestehens der Universität Augs- 
burg einen Beitrag über die Entstehungsgeschichte der Fakultät ver- 
faßt und festgestellt: "Es darf hier ohne Übertreibung aus unmittel- 
barer Kenntnis der Geschehnisse der Uberzeugung Ausdruck ver- 
liehen werden, daß ohne das fachliche und persönliche Engagement 
von Herrn Ministerialdirektor Dr. Karl Böck der Theologische Fach- 
bereich an der Universität Augsburg nicht errichtet worden wäre." 
Ich verrate hier kein Geheimnis, wenn ich berichte, daß nach den 
Planungen der katholischen Kirche die Studenten der Theologie der 
Diözese Augsburg nach Auflösung der Philosophisch-Theologischen 
Hochschule Dillingen an der Theologischen Fakultät der Katholischen 
Universität Eichstätt studieren sollten. Dies war auch bereits fest 
beschlossen. Die Philosophisch-Theologische Hochschule Dillingen 
sollte, obwohl die Voraussetzungen verschieden waren, dasselbe 
Schicksal erleiden wie die Philosophisch-Theologische Hochschule 
Freising. 
Auch wenn in jenen Jahren eine grundsätzliche Offenheit für die 
Ausweitung und Neugründung der wissenschaftlichen Einrichtungen 
und Studienmöglichkeiten bestand, so waren doch die I-lemmnisse, 
die der Gründung einer fünften Landesuniversität hier in Augsburg 
im Wege standen, beträchtlich. Dies gilt auch für die Errichtung der 
Katholisch-Theologischen Fakultät in Augsburg. Wenn diese Schwie- 
rigkeiten, die von Seiten Roms fast noch größer waren als auf staat- 
licher Seite, überwunden werden konnten, dann haben Sie verehrter 
Herr Ministerialdirektor Dr. Böck dazu durch Ihr persönliches Enga- 
gement im Zusammenwirken mit dem Bischof von Augsburg den we- 
sentlichen Beitrag geleistet. 
Bevor ich auf die Gründe eingehe, die die ~atholisch-Theologische 
Fakultät bewogen haben, lhnen die Ehrendoktorwürde zu verleihen, 
sei es mir gestattet, die Stationen Ihres Lebens und lhre wissenschaft- 
lich-literarischen lnteressen in gebotener Kürze aufzuzeigen. 
Mitten im Ersten Weltkrieg, im Jahre 1916, wurden Sie in Bocksberg 
im Landkreis Dillingen geboren. Sie sind Zeit ihres Lebens ein echter 
Schwabe geblieben, bodenständig, zäh und zielstrebig, Qualitäten, 
die es gerade in einer Zeit des stürmischen Wandels i n  den sozio- 
kulturellen Verhältnissen ermöglichen, daB die Menschen und die 
Verantwortlichen sich selbst treu bleiben. Die vielen Gaben des 
Geistes, die lhnen der Herrgott mit auf den Weg gab, haben Ihre 
Eltern ermutigt, Sie von 1929 bis 1936 an das Gymnasium in Dillin- 
gen zu schicken. Der christliche Glaube, der im Elternhaus gelebt 
und praktiziert wurde, und die geistlich getränkte ~ tmosphäre  in 
Dillingen ließen in lhnen den Entschluß reifen, Priester zu werden. 
Sie absolvierten die philosophisch-theologischen Studien und schlos- 
Sen sie 1940 mit dem Synodalexamen ab. 
Anschließend waren Sie bis 1945 Soldat und erlebten die Grauen des 
Zweiten Weltkrieges. Nach dem Ende der nationalsozialistischen 
Diktatur und nach dem totalen Zusammenbruch Deutschlands haben 
Sie sich für einen neuen Lebensweg entschieden. Sie immatrik~lier- 
ten sich 1945 an der ausgebombten und notdürftig hergerichteten 
Universität München für das Fach Geschichte. Zugleich waren Sie im 
Referendariat an der Bayerischen ~taatsbibliothei< tätig. 
1948 schlossen Sie lhre Studien mit der Promotion bei Max Spindler 
ab, dessen erster Promovend Sie waren. In Ihrer Dissertation behan- 
delten Sie ein Thema, das sowohl lhren geschichtlichen als auch den 
bleibenden theologischen lnteressen entgegenkam: "Johann Christoph 
Beer. Ein Seelsorger des gemeinen Volkes". An Leben und Werk Beers, 
der Pfarrer in Gottmannshofen bei Wertingen war, gingen Sie den 
Anfängen der innerkirchlichen Aufklärung im 17. und 18. Jahrhun- 
dert im Bereich der Universität Dillingen nach. Das Buch - die Anre- 
gung dazu verdanken Sie Professor Dr. Friedrich Zoepfl in Dillingen - 
ist eine Fundgrube für jeden, der sich mit den religiösen, sittlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen auf dem Land in der 
ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts befaßt. Das Rigorosum erfolgte 
in Bayerischer Geschichte bei Max Spindler, in Neutestamentlicher 
Exegese bei Friedrich Wilhelm Maier und in Diplomatik und Paläo- 
graphie bei Bernhard Bischof. Ebenfalls im Jahre 1948 legten Sie 
das Große Wissenschaftliche Bibliotheksexamen an der Bayerischen 
Staatsbibliothek mit der Note 1,O ab. 
Es entsprach Ihren politisch-administrativen Neigungen, daß Sie von 
1948 bis 1950 persönlicher Referent bei dem auch heute noch bei Freun- 
den und Gegnern gleicherweise unvergessenen Kultusminister Alois 
Hundhammer und von 1950 bis 1954 bei Kultusminister Schwalber 
wurden. 1945 stand die deutsche Politik vor einem Scherbenhaufen. 
Da war die ungeheure und heute kaum noch vorstellbare Not so vieler 
Menschen, die kaum etwas zu essen und oft  auch kein Dach über dem 
Kopf hatten. Fast noch schlimmer war die geistig-kulturelle und die 
politische Not, weil alle Orientierung verloren gegangen und das Be- 
wußtsein um die Werte des christlichen Menschen- und Gesellschafts- 
bildes verkümmert waren. Der verbreiteten Resignation und Lethar- 
gie setzten christliche Politiker wie Fritz Schäffer, Hans Ehard, Alois 
Hundhammer, aber ebenso Persönlichkeiten wie Wilhelm Hoegner 
den Willen zur Rückbesinnung auf das christlich-europäische Erbe 
und den Mut zum materiellen, geistigen und politischen Wiederauf- 
bau entgegen. Die Würde des Menschen, seine Grundrechte und 
Pflichten, die im christlichen Verständnis des Menschen als Person 
und Bild Gottes wurzeln, sollten auch die Grundlinien der Bayeri- 
schen Kulturpolitik und überhaupt des politischen Lebens bestim- 
men. Sie sollten zugleich die Widerlager sein, die in der Zukunft 
ein erneutes Abdriften in die Extreme nach links oder rechts ver- 
hinderten. Damals fielen auch wichtige Entscheidungen über die 
Neuorganisation der Volksschule und für die Erhaltung des Gym- 
nasiums, die gegen die Vorstellungen der amerikanischen Militärre- 
gierung durchgesetzt werden konnten. 
Von 1954 bis 1964 waren Sie Referent für das Bibliotheks-, Archiv- 
und Verlagswesen im Bayerischen Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus. Im Jahre 1964 - die Wiederaufbauphase war beendet, 
die deutsch-französische Aussöhnung durch Konrad Adenauer und 
Charles de Gaulle besiegelt, der eiserne Vorhang zwischen Ost und 
West undurchdringbar geworden, in Rom tagte das I I .  Vatikanische 
Konzil - übernahmen Sie als Ministerialdirigent im Bayerischen Staats- 
ministerium für Unterricht und Kultus die Leitung der Abteilung Bil- 
dungsplanung und des neu eingerichteten Ministerbureaus. In diese 
Zeitspanne fielen auch die Auseinandersetzungen um die Bekennt- 
nisschule, worüber Sie in lhrem Vortrag sprechen werden. 
Von 1969 bis zu lhrem Eintritt in den Ruhestand im Jahre 1981 
waren Sie Ministerialdirektor und Amtschef des Kultusministeriums. 
Diese 1 3  Jahre waren bestimmt von erheblichen Veränderungen in 
der sozio-kulturellen Landschaft, die sich auf das gesamte Schulwe- 
sen und auf die wissenschaftlichen Hochschulen auswirkten. In die- 
sen Jahren des Umbruchs bedurfte es des Weitblicks und des Mutes, 
das, was sich bewährt hatte, nicht modischen Parolen zu opfern, das 
Neue, das sich anbahnte, konstruktiv zu integrieren und die Werte, 
auch die religiösen Werte, denen sich die Menschen in unserer baye- 
rischen Heimat verbunden wissen, zu pflegen - nicht umsonst ist 
es ein geflügeltes Wort: Die Kirche im Dorf lassen. 
Der Dienst für die Bayerische Kulturpolitik nahm Sie voll in Be- 
schlag. Dennoch ist die Liste lhrer Veröffentlichungen ansehnlich. 
Neben der Dissertation über Johann Christoph Beer, die als Band I 1  
der Münchener Historischen Studien erschien, haben Sie 1953 eine 
Studie über "Das Bauernleben in den Werken bayerischer Barock- 
prediger" herausgebracht. Dazu eine große Zahl von Artikeln und 
Aufsätzen von 1945 bis heute über nahezu alle einschlägigen Fragen 
der Schul- und Bildungspolitik, über das Verhältnis von Staat und 
Kirche in Bayern, über Probleme der politischen Bildung in wissen- 
schaftlichen Zeitschriften und in Zeitungen, nicht zulekt  die Buch- 
besprechungen für "Die neue Bücherei", eine von der Generaldirek- 
tion der Bayerischen Bibliotheken herausgegebene Information für 
die öffentlichen Bibliotheken. 
Seit 1981 haben Sie Ihre religiös-theologische Publikationstätigkeit 
wieder aufgenommen und nicht nur drei umfangreiche Bände "Die 
Sonntagsbibel" zu den drei Lesejahren herausgebracht, sondern 1985 
auch das stattliche Werk "Menschen und Heilige". 
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Ihr Wissen und lhre Erfahrung haben Sie in vielfältiger Weise frucht- 
bar gemache. Erinnert sei an lhre Mitwirkung bei der Errichtung der 
Katholischen Akademie in Bayern unter Kardinal Josef Wendel. M i t  
ihrem ersten Direktor, unserem von Gott so früh heimgerufenen Kol- 
legen Kar1 Forster, waren Sie freundschaftlich verbunden. Sie waren 
auch Gründungsmitglied der Kommission für Zeitgeschichte, an deren 
Forschungsergebnissen niemand, der um Objektivität bemüht ist, 
vorbeigehen kann. Ebenfalls sind Sie Gründungsmitglied der Schwä- 
bischen Forschungsgemeinschaft bei der Kommission für Bayeri- 
sche Landesgeschichte bei der Bayerischen Akademie für Wissen- 
schaften. Als Mitglied und Vorsitzender des Kuratoriums der Aka- 
demie f i r  politische Bildung in Tutzing haben Sie darauf gedrängt, 
daß die aktuellen Fragen und Problemstellungen aufgegriffen und im 
interdisziplinären Gespräch einer Lösung zugeführt werden. lhre Ver- 
bundenheit mit den kirchlichen Aufgaben und Anliegen kommt 
darin zum Ausdruck, daß Sie Mitglied und seit nunmehr 30 Jahren 
der 2. Vorsitzende der Katholischen Jugendfürsorge lhrer Heimat- 
diözese Augsburg sind. 
Es ist nicht meine Aufgabe, das, was Sie in einem langen Leben ge- 
leistet und erreicht haben, zu wägen und zu würdigen. Wenn Ihnen 
die Katholisch-Theologicche Fakultät heute die Ehrendoktorwürde 
verleiht, so bilden dafür, wie eingangs schon angedeutet, lhre besonde- 
ren Verdienste um die Gründung dieser Fakultät den unmittelbaren 
Anlaß. Sie selbst haben einmal im Hinblick auf die Universität Augs- 
burg formuliert: "Die Theologie hat der Wirtschafts- und Soziai- 
wissenschaftlichen Hochschule den Charakter und die Bezeichnung 
einer Universität eingebracht." Die Initiativen und die Verhandlun- 
gen, die dazu nötig waren, die Rückschläge, aber auch das Durch- 
Stehvermögen, das die Erreichung des Zieles erst sicherte, dies alles 
ans Licht zu heben, muß der künftigen Archivforschung vorbehalten 
bleiben. 
Ein besonderes Gewicht jedoch kommt der Frage nach dem Ort und 
dem Stellenwert der Theologie im Gefüge der Wissenschaften heute 
zu. Nicht selten kann man die Meinung hören, hierbei handele es sich 
im Kern um ein historisches Relikt aus einer Zeit, als die großen gei- 
stigen Zentren und die Universitäten in vielen Ländern Europas unter 
maßgeblicher Mitwirkung der Kirche ins Leben traten und die theolo- 
gische Wissenschaft den Gesamtbereich des Forschens und Lehrens 
inspirierte. Es gibt auch die Vorstellung, als ob die theologischen Fa- 
kultäten ihre Existenz nur den vertraglichen Bindungen zwischen dem 
Staat und den Kirchen verdankten. Manche Zeitgenossen werfen auch 
die Frage auf, ob  nicht die Kirchen selbst die Ausbildung der Geistli- 
chen und Laien und die Fortentwicklung der Theologie in eigener Re- 
gie übernehmen und auf diese Weise die Länder entlastet werden 
sollten. 
Die Vorbehalte, die gegenüber der Theologie an der modernen Univer- 
sität ins Feld geführt werden, stehen in einem merkwürdigen Kontrast 
zu Vorgängen und Entwicklungen, wie man sie in den weithin säkula- 
risierten Gesellschaften beobachten kann. Das lnteresse an weltan- 
schaulich-theologisch-ethischen Fragestellungen hat sich keineswegs 
verflüchtigt. Parallel zur ungeheueren Ausdehnung des verfügbaren 
Wissens unserer Zeit hat auch die Frage nach dem letzten Sinn des 
Daseins, nach überzeugenden Lebensentwürfen, nach dem Woher 
und dem Wohin der Menschen zugenommen. Man braucht nur die 
Buchhandlungen aufzusuchen, um zu sehen, daß das lnteresse an 
Religion und Glaube, an Ethik und sittlicher Orientierung unver- 
ändert besteht, ja wieder gewachsen ist, und zwar keineswegs nur 
bei den praktizierenden Christen. 
Es ist die Theologie und die Ethik, die heute herausgefordert sind 
und glaubwürdige Antworten auf die vielen existenziellen Fragen 
der Menschen geben sollen. Das religiöse Suchen und Fragen ist 
nicht ein Sonderfall religiös bewegter Menschen, es steht, auch ge- 
schichtlich gesehen, am Anfang allen Fragens des Menschen und damit 
des wissenschaftlichen Bemühens. Ein prominenter Kenner der fran- 
zösischen Verhältnisse sagte einmal, daß die Verbannung der Theolo- 
gie von der Universität und aus dem Kreis der Wissenschaften eine 
Lücke, ja eine Kluft bewirkt habe, in die seither Utopien und Ideo- 
logien aller Art eingeströmt sind und sie doch nicht schließen können. 
Die künftige Stellung der Theologie an der Universität und im Gei- 
stesleben der Gesellschaft wird nicht zuletzt davon abhängen, ob sie 
im interdisziplinären Gespräch mit den Human- und Sozialwissen- 
schaften, auch mit den Naturwissenschaften, ihren eigenständigen 
Beitrag zur Lösung und Bewältigung der bewegenden Fragen der 
Zeit einbringt. Das, was die christliche Anthropologie als integrie- 
render Bestandteil der Theologie und was die christliche Gesellschafts- 
lehre seit der Enzyklika "Rerum novarumJ' Leos XIII. an Problem- 
Iösungskapazität erbracht haben, kann sich, wie ich meine, durchaus 
sehen lassen. Darin beruht die gesellschaftliche Legitimation der 
Theologie an der Universität. 
Die Urkunde über die Verleihung des Ehrendoktors, die ich Ihnen, 
verehrter Herr Dr. Böck, übergeben werde, stellt auch auf Ihre Be- 
mühungen ab, das Miteinander der Wissenschaften mit der Theolo- 
gie zu gewährleisten. Es war Ihr persönliches Anliegen, daß die Uni- 
versität in Augsburg wirklich eine Universitas werde. Für unsere Fa- 
kultät bedeutet dies Auftrag und Verpflichtung zugleich. 
QUOD DEUS OPTIMUS MAXIMUS FELIX FAUSTUMQUE ESSE IUBEAT 
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Die Universität Augsburg stand und steht mir näher als andere Uni- 
versitäten unseres Landes, einmal wegen der landsmannschaftlichen 
Verbundenheit, zum andern wegen ihrer Gründungsgeschichte, an der 
mich die Vorsehung und mein damaliges Amt aufs engste beteiligt 
haben. 
Darum danke ich dem Herrn Präsidenten für die Ehre seiner Anwe- 
senheit und für seine freundliche Begrüßung. 
Der theologischen Fakultät habe ich besonders zu danken für ihren 
Beschluß, mir die Würde eines Doktors ehrenhalber anzubieten und 
ganz herzlich danke ich Ihnen, Spectabilität, für Ihre wohlwollende 
Würdigung meiner geringen Verdienste um die theologische Fakultät 
und die Theologie überhaupt. 
Ich bin mit Lob während meiner Amtszeit nicht gerade überhäuft 
worden, darum haben Sie mich heute beschämt. Man kann sich gegen 
die Wahrheit in zweifacher Hinsicht versündigen: einmal indem man 
Falsches behauptet - das wollen wir dem Herrn Dekan nicht unyr- 
stellen -, zum andern indem man von einer Person oder Sache nur eine 
Seite, 2. B. die gute darstellt, die andere Seite, die weniger gute, aber 
im Schatten Iäßt. Dies sagt man, sei die Sünde aller Redner bei Festen 
und Begräbnissen, bei ersteren noch viel mehr, weil hier der Gelobte 
selbst zuhören kann. Da es in der Regel aber auch andere gibt, die es 
mit der anderen Seite gmau so machen, mag im ganzen doch ein 
iW4Qgenes Bild in die Geschichte der bayerischen Bildungspol~t~k 
eingehen. 
Schule und Kirche sich verantwortlich fühlen. Die Vorgänge sind im 
Gedächtnis der Beteiligten und in den Akten des Staates nur unvoll- 
kommen dokumentiert - der Erfolg hat bekanntlich viele Vater. 
Darum schien es mir nützlich, eine Darstellung gleichsam "aus erster 
Hand" zu geben zur Erinnerung an Vergangenes und zum Bedenken 
des zukünftig Schuldigen. 
Das heißeste und das beständigste Streitthema der bayerischen Politik 
von 1883 - 1968, also 85 Jahre lang, war die Schule, näherhin die 
Volksschule und ganz genau deren Charakter als Bekenntnis- bzw. 
Gemeinschaftsschule. Man kann sich heute kaum mehr eine Vor- 
stellung machen von dem Ernst, ja der Erbitterung, mit der die Aus- 
einandersetzung auf beiden Seiten geführt wurde. Der Streit über- 
dauerte unvermindert den Sturz der Monarchie, den Untergang der 
Demokratie, das Ende der Naziherrschaft und die Zeit der amerika- 
nischen Besatzung. Auch die Frontstellungen blieben über die ganze 
Zeit dieselben: auf der einen Seite die beiden Kirchen, die den Kir- 
chen nahestehenden Parteien, das Zentrum, die Bayerische Volks- 
partei und die Christlich Soziale Union, die Mehrheit der katholi- 
schen Eltern und die katholischen Lehrerverbände sowie die Kirchen- 
presse, auf der anderen Seite der Liberalismus und die Parteien, in 
denen er sich in dieser Zeit organisiert hat, zuletzt die Freie Demo- 
kratische Partei, der Sozialismus, vertreten hauptsächlich durch die 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands, der Nationalsozialismus und 
- welch seltsame Kontinuität - die Besatzungsmacht der Amerikaner, 
dazu in ununterbrochener Kontinuität der Bayerische Lehrer- und 
Lehrerinnenverein sowie die sich diesen Gruppen nahefühlende 
Presse. 
Um das,'was 1968 geschehen ist, voll würdigen zu können, muß die 
Vorgeschichte kurz gezeichnet werden. 
Es begann mit der Verordnung vom 26. 8. 1883, die in 5 7 fest- 
stellt, daß die Volksschulen regelmäßig konfessionelle Schulen seien. 
Jede neue Schule i s t  grundsätzlich eine Bekenntnisschule. (Für die 
Bekenntnisminderheit sollen eigene Schulen errichtet werden, wenn 
im Umkreis von 3 112 km mindestens SO Schüler dieses Bekennt- 
nisses wohnen. Nur in seltenen Fällen und unter großen Schwierig- 
keiten konnte eine Bekenntnisschule in eine gemischte Schule umge- 
wandelt werden.) Diese Verordnung bildete die Rechtsgrundlage bis 
191 9. 
Eine grundlegende rechtliche Anderung brachte die Weimarer Reichs- 
verfassung. Sie bestimmte in Art. 146: "Für die Aufnahme eines Kin- 
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des in eine bestimmte Schule sind seine Anlagen und Neigungen, nicht 
die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung oder das Religions- 
bekenntnis seiner Eltern maßgebend. Innerhalb einer Gemeinde sind 
indes auf Antrag von Erziehungsberechtigten Volksschulen ihres Be- 
kenntnisses oder ihrer Weltanschauung einzurichten, soweit hierdurch 
ein geordneter Schulbetrieb nicht beeinträchtigt wird." 
ein geordneter Schulbetrieb - selbst in der Form der ungeteilten 
Schule - möglich ist." 
Nach dem bayerischen Konkordat i s t  daher die Bekenntnisschule 
Antragsschule. Dai-auf stützte sich die SPD bei ihrem Volksbegehren 
im Jahre 1967. Aber auch die Konkordatsbestimmungen bedurften, 
um wirksam zu werden, eines Ausführungsgesetzes - und dieses is t  
ebensowenig erlassen worden wie das Reichsschulgeset.z, sodaß auch 
1933 bei der Machtergreifung der Nazis die Verordnung von ISS3 
(unverändert) gültig war. 
Die Nationalsozialisten gaben zunächst beruhigende Erklärungen 
ab. Der Reichserziehungsminister Rust versicherte dem Episkopat 
offiziell "man denke nicht daran, die Bekenntnisschule aufzuheben 
oder in ihrem Wesen zu gefährden". Trotzdem waren die Bischöfe in 
großer Sorge. In ihrem Hirtenbrief vom 5. Mai 1933 heißt es: "Wir 
haben stets mit allem Nachdruck Bekenntnisschulen gefordert, in 
denen die Erziehung auf dem Glauben aufgebaut und der Seelsorger 
kein Fremdling ist. Die jährlichen Erklärungen der Eltern bei der 
Schuleinschreibung geben Zeugnis dafür, daß der Wille der Eltern 
sich mit dem Willen der Kirche deckt ... zu einer allgemeinen Ge- 
meinschaftsschule in irgend einer Form könnten wir nie und nimmer 
IJnsere Zustimmung geben." 
Alle Befürchtungen der Kirche schienen ausgeräumt, als im Reichs- 
konkordat vom 20. Juli 1933 in Art. 23 festgeschrieben wurde: 
<I Die Beibehaltung und Neueinrichtung katholischer Bekenntnis- 
schulen bleibt gewährleistet." Die Tinte unter diesem Vertrag war 
noch nicht' trocken, als eine Politik der arglistigen Täuschung, der 
brutalen Nötigung der Eltern und schließlich des offenen Vertrags- 
bruchs einsetzte. Die Machthaber hatten erkannt, daß die starke 
Sade der kirchlichen Position der jährlich aufs neue bekundete Wille 
(der Mehrheit) der Eltern war. Gegen diesen wurde nun der ganze 
Macht- und Propagandaapparat des totalen Staates eingesetzt. Sch$- 
leite! und Lehrer mußten Hausbesuche machen und Nachteile für bie 
ihnen unterrichteten Kinder androhen, wenn die Eltern ihre Kin- 
der n ~ &  für die Gemeinschanrrchule umschreiben ließen, Arbeitern 
Und Beamten wurde einzeln mit Versetzung und Entlassung gedroht- 
die~.alle~ nicht den gewünschten Erfolg brachte, wurden im Jahre 
??37 die meisten Bekenntnisschulen von amtswegen in sogenannte 
Peutsche Gemeinschaftsschulen~ umgewandelt. Ein besonders. be- 
fli!sener Beamter des K~ltusministeriums hatte eigens dafür die Pri- 
Stische Quadratur des Kreises erfunden. Er stellte fest: Die ~ekenn~-  
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nisschule i s t  im Konkordat garantiert. Diese Garantie erstreckt sich 
selbstverständlich nicht auf jede einzelne Schule, denn es gibt viele 
Gründe, die zur Auflösung oder Verlegung einer Schule führen kön- 
nen, z. B. Rückgang der Schülerzahlen etc. Hier kann der Charakter als 
Bekenntnisschule nicht eine notwendige schulorganisatorische Maß- 
nahme verhindern. Wenn aber die einzelne Schule nicht dem Schutz 
des Konkordats unterliegt, dann auch nicht eine Mehrheit von ein- 
zeinen Schulen und schließlich auch nicht die Summe aller einzelnen 
Schulen, wenn nur die "Bekenntnisschule" als juristische Organisa- 
tionsform von Schulen erhalten bleibt. Diese Argumentation steht 
- dem Inhalt nach - als Begründung unter dem Entwurf zur Umwand- 
lung aller Münchner Bekenntnisschulen im Akt des Ministeriums. 
Alle Beschwerden des HI. Stuhls und des Episkopats wurden von der 
Na~iregierun~ mit lächerlichen Ausreden und kaum verhohlenem 
Hohn beantwortet. Am 24. Oktober 1938 stellte das Kultusmini- 
sterium offiziell fest, daß es in Bayern keine ~ekenntnisschule mehr 
gebe. Gleichzeitig sprach es den Gauleitern für ihren Einsatz bei der 
Umwandlung seinen besonderen Dank aus. 
durch sie nicht aufgehoben, sondern in seiner Wirksamkeit zeitweilig, 
solange die widerrechtliche Gewalt andauert, gehindert. Es ist und 
bleibt trotzdem geltendes Recht und ist als solches nach Aufhören 
der widerrechtlichen Gewalt ohne weiteres anwendbar und anzu- 
wenden. Daraus ergibt sich: Die Bekenntnisschule ist heute nach wie 
vor die gesetzliche Regelschule des öffentlichen Volksschulwesens 
in Bayern." 
Trotz dieses massiven Protests ordnete Kultusminister Dr. Fendt mit 
Erlaß vom 20. 9. 1946 die völlige Simultanisierung aller Volksschulen 
in Bayern an: "Es wird nicht erlaubt, daß unter irgendeinem Vorwand 
die Trennung der Schule nach Bekenntnissen erfolgt ..." 
Dieser sogenannte "Nacht- und NebelerlaßJJ erhält eine besondere Note 
durch die Tatsache, daß am 20. September 1946 die aus freien Wahlen 
hervorgegangene verfassungsgebende Landesversammlung (CSU 58,2 %, 
SPD 28,9 %, KPD 5,3 %, WAV 5,l %, FDP 2,5 %) die neue Bayerische 
Verfassung genehmigt hatte und dann am 26. Oktober 1946 mit den 
Stimmen der SPD verabschiedete. Am 1. 12. 1946 wurde sie durch 
Volksentscheid vom bayerischen Volk mit großer Mehrheit gebilligt. 
Dr. Fendt mußte seinen "Nacht- und Nebelerlaß" mit einem Schnell- 
erlaß zurückziehen, in dem es lapidar heißt: "Ich ordne an, daß der 
Vollzug dieses Erlasses (vom 20. 9. 1946) sofort eingestellt wird." 
Am 1. Dezember 1946 wurde Minister Dr. Fendt von Dr. Dr. Alois 
Hundhammer als Kultusminister abgelöst. 
Die neue Verfassung von 1946 bestimmte in Art. 135: 
"Die öffentlichen Schulen sind Bekenninis- oder Gemein- 
schaftsschulen. Die Wahl der Schulart steht den Erziehungs- 
berechtigten frei. Gemeinschaftsschulen sind jedoch nur an 
Orten mlt bekenntnlsmäßig gemischter Bevölkerung auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten zu errichten. '' 
Damit war die Regelung von 1883 in etwas modifizierter Form in der 
Verfassung verankert. Auch die Weitergeltung des Konkordats wurde 
in Art. 182 BV ausdrücklich festgeschrieben. 
Die Jahre von 1947 - 1950 waren geprägt von dem Versuch der Be- 
satzungsmacht, das deutsche differenzierte Schulsystem, dem sie die 
Hauptschuld am Entstehen des Nationalsozialismus gab, durch das 
amerikanische zu ersetzen. Ihre Kritik richtete sich nach den Erfah- 
rungen des Jahres 1946 nicht mehr direkt gegen die Bekenntnisschule, 
doch ließ sie keinen Zweifel daran, daß sie diese ablehnte und besei- 
tigt wissen wollte. Diese Ablehnung kam offen zum Ausdruck als 
der Bayerische Landtag das Schulorganisationsgesetz, das die Durch- 
führung der Verfassungsbestimmungen im einzelnen regeln sollte, 
behandelte. Am 4. 2. 1950 führte der stellvertretende US-Land- 
kommissar Winning irn Landtag U. a. folgendes aus: "Obgleich § 5 (die 
Volksschulen sind als Bekenntnis- oder Gemeinschaftsschulen einzu- 
richten) auf dem Art. 135 der Bayerischen Verfassung beruht, steht 
er im Gegensatz zu den Grundsätzen der Besatzung dadurch, daß 
er Gemeinschaftsschulen unterschiedlich behandelt, indem Gemein- 
schaftsschulen nur an Orten errichtet werden, die eine gemischte Be- 
völkerung haben ... Dieses Gesetz kann weder als verfassungsmäßig 
noch als fortschrittliche und demokratische Gesetzgebung betrachtet 
werden.*' 
Diesmal fuhr Kardinal Faulhaber als Vorsitzender der Freisinger 
Bischofskonferenz in seinem Schreiben an den amerikanischen Hoch- 
kommissar John Mc Cloy schweres Geschütz auf: "Die bayerischen 
Bischöfe haben mit Befremden und Bestürzung Kenntnis genommen 
von den Ausführungen, die der stellvertretende Landkommissar für 
Bayern am 4. Februar 1950 ... gemacht hat. Dr. Winning geht so weit, 
daß er gerade die Bestimmungen des Gesetzes, die sich auf die Durch- 
führung der konkordatsgemäßen Bekenntnisschule beziehen, in schärf- 
ster Weise angreift, als "verfassungswidrig", als "Verstoß gegen die 
christliche Toleranz", als "diskriminierend gegen jene Eltern, die 
ihre Kinder in die Gemeinschaftsschule schicken wollenJ' und als 
"diskriminierend gegenüber den anderen anerkannten Religionsge- 
meinschaften" und als "Widerspruch zu den Grundsätzen der Be- 
satzungsmacht'' brandmarkt und verwirft. Diese Ausführungen stellen 
den schärfsten Angriff dar, der jemals auf das bayerische Konkordat 
und die konkordatäre Rechtslage der Bekenntnisschule erfolgt ist. .. 
Das katholische Volk erhebt die Frage: Soll uns die Bekenntnis- 
schule, nachdem sie uns von der nationalsozialistischen Diktatur 
gewaltsam geraubt, dann aber nach dem Zusammenbruch der Gewalt- 
herrschaft wieder zurückgegeben wurde, nunmehr durch die ameri- 
kanische Besatzungsmacht neuerdings streitig gemacht, geschmälert 
oder ganz entzogen werden? ... Wir bayerischen Bischöfe erblicken in 
der lgnorierung des bayerischen Konkordats eine Beleidigung des 
Konkordatspartners, des Papstes, des Oberhaupts der katholischen 
Kirche, des Souveräns des Kirchenstaats. Wir erheben einstweilen auf 
diesem Weg feierlichen Protest und behalten uns weitere Schritte 
vor." 
Die Antwort des Hohen Kommissars John Mc Cloy war recht klein- 
laut: "Natürlich bin ich etwas überrascht über den nachdrücklichen 
Ton Ihres Schreibens ... Ich möchte lhnen mitteilen, daß wir nicht den 
leisesten Gedanken haben, die konfessionelle Schule zu zerstören oder 
ihren Einfluß zu unterminieren. Auch greifen wir in keiner Weise das 
Konkordat mit dem Vatikan oder die bayerische Verfassung an... Ich 
würde sehr gern die Erziehungsfrage mit Ihnen, und wenn es lhnen 
wünschenswert erscheint, mit den bayerischen Bischöfen besprechen. 
Eine solche Zusammenkunft könnte uns helfen auf dem Weg der Zu- 
sammenarbeit. Sie würde dazu dienen, künftig Mißverständnisse zu 
vermeiden." Dies war der letzte Versuch der Amerikaner, EinfluR auf 
die bayerische Schulpolitik zu nehmen. 
Nachdem am 21.12.1951 der Verfassungsgerichtshof die Verfassungs- 
mäßigkeit des Schulorganisationsgesetzes bestätigt hatte, durfte man 
glauben, daß nunmehr an der Schulfront endlich Ruhe einkehren 
würde. Weit gefehlt, der Kampf gegen die Bekenntnisschule in den 
Eltern- und Lehrerverbänden, in den Parteien und im Parlament 
ging mit unverminderter Leidenschaft weiter. Da mit einer Anderung 
des Schulorganisationsgesetzes angesichts der Mehrheitsverhältnisse 
im Landtag nicht zu rechnen war, konzentrierte er sich nunmehr auf 
die gleichfalls im Konkordat verankerte konfessionelle Lehrerbildung. 
Nach der Landtagswahl von 1954 schlossen sich die 4 Parteien SPD, 
BP, BHE und FDP zur sogenannten Viererkoalition zusammen. Die 
CSU mußte als stärkste Partei in die Qpposition. Maßgeblichen Anteil 
am Zustandekommen dieser Koalition nimmt bis heute der Präsident 
des BLLV Wilhelm Ebert in Anspruch. Schon dies zeigt den politi- 
schen Schwerpunkt der Regierung Högner an. Zwei Monate nach der 
Regierungsbildung brachte die Koalition ein Lehrerbildungsgesetz ein, 
das vorsah, die Lehrer künftig an simultanen Hochschulen - nicht an 
den Universitäten - auszubilden. Der Gesetzentwurf brachte es bis 
zur 2. Lesung, eine 3. Lesung fand nicht mehr statt. Der HI. Stuhl 
erklärte, das Gesetz bedeute einen klaren Vertragsbruch. Damit 
wollte sich die Bayernpartei angesichts ihrer katholischen Wähler nicht 
belasten. Die Viererkoalition war mit ihrem Hauptprogrammpunkt ge- 
scheitert. Am 8. 10. 1957 trat Ministerpräsident Högner zurück. Der 
CSU-Politiker Hanns Seidel trat die Nachfolge an. Auch er kündigte 
schon in seiner Regierungserklärung eine Reform der Lehrerbildung 
an. Auch er wollte sie an pädagogischen Hochschulen durchfuhren. 
Diese sollten aber nicht mehr als ganze ein Bekenntnisgepräge erhal- 
ten, die Konkordatsverpflichtung sollte vielmehr durch ein bestimm- 
tes Quantum von bekenntnisgeprägten Vorlesungen an den im übrigen 
simultanen Hochschulen erfüllt werden. Dies löste innerkirchlich hef- 
18 
tige Kontroversen aus, weil hier erstmals der ganzheitliche Charakter 
der bekenntnismäßigen Erziehung aufgegeben wurde. Trotzdem ge- 
lang es Seidel, die Zustimmung des HI. Stuhles zu erreichen und das 
Gesetz am 2.6.1 958 zur Verabschiedung zu bringen. Das neue Gesetz 
wurde vom BLLV als "die fortschrittlichste Regelung im Bundesge- 
biet" gefeiert, die geeignet sei, eine neue Ara der Schule, aber auch 
"der Zusammenarbeit zwischen Staat, Kirchen und Lehrerverbänden 
einzuleiten". 
Ausgehend von dem Kassandraruf von der "Deutschen Bildungs- 
katastrophe" wurde die Bildungspolitik der 60er Jahre zum vor- 
rangigen pditischen Thema, besonders der Landespolitik. Der Ruf 
nach der Aufwertung der Volksschule, nach der Trennung in 
Grund- und Hauptschule, der Beseitigung der Zwergschule, der 
Bildung von voll durchgegliederten Schulen auch auf dem Land 
mußte von der Regierung aufgefangen werden, da er von weiten 
Wählerschichten erhoben wurde. Die Bildung von Verbands- und 
Mittelpunktschulen stieß immer wieder an die Grenze des unter- 
schiedlichen Bekenntnischarakters der zusammenzulegenden Schu- 
len. Schon der Zuzug der Heimatvertriebenen hatte in nahezu al- 
le Orte, die früher konfessionell einheitlich waren, größere oder 
kleinere Minderheiten des anderen Bekenntnisses gebracht. Diese 
Minderheiten unter der Schülerschaft wurden mit jeder Schulzu- 
sammenlegung immer größer. 1966 versuchte Kultusminister Dr. 
Huber das Problem innerhalb der gegebenen rechtlichen Grenzen 
von Verfassung und Konkordat dadurch zu lösen, daß er im Schul- 
gesetz den sogenannten "Minderheitenlehrer" einbaute. Nach dem 
Anteil des Minderheitenbekenntnisses an der Schülerschaft einer 
Schule sollten Lehrer der Bekenntnisminderheit verwendet wer- 
den, ohne den Rechtscharakter der Schule zu ändern. (Diese Lehrer 
sollten in erster Linie den Religionsunterricht sicherstellen, darüber 
hinaus aber auch in allen anderen Fächern unterrichten.) Die SPD 
bezweifelte die Verfassungsmäßigkeit dieser Regelung und ging vor 
den Verfassungsgerichtshof. Dieser erklärte in seinem Urteil vom 
20. 3. 1967 das Gesetz von 1966 für verfassungskonform. In der Be- 
gründung dieses Urteils aber machte er Ausführungen, die den Cha- 
rakter der Bekenntnisschulen, die auch von Schülern eines anderen 
Bekenntnisses besucht werden, von grund auf veränderten. Zunächst 
stellten die Verfassungsrichter das Recht der Bekenntnisminderheit 
fest, die Schule der Bekenntnismehrheit zu besuchen, wenn diese 
eine bessere Schulgliederung aufweist, denn die gutgegliederte Schule 
sei ein Wert, der im Rang höher liege als die konfessionelle Ausprä- 
gung der gutgegliederten Schule. 
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Dann folgert das Verfassungsurteil: "Fordert demnach Art. 128, 1 BV 
die Aufnahme von Schülern der Bekenntnisminderheit in Schulen der 
Bekenntnismehrheit zuzulassen, so kann dies nicht besagen, da& sie 
dort nach den Grundsätzen des Bekenntnisses zu unterrichten und 
zu erziehen wären, das dieser Schule das Gepräge gibt; denn darin läge 
ein klarer Verstoß gegen den Art. 107 Abs. 1 BV, der die Glaubens- 
und Gewissensfreiheit verbürgt und zu den elementaren Grundsätzen 
der Verfassung zählt ... Der übergeordnete Grundsatz der Glaubens- 
und Gewissensfreiheit gebietet, dal3 in Klassen, denen Schüler der 
Bekenntnisminderheit angehören, bei Erziehung _und Unterricht die 
Besonderheiten des Bekenntnisses der Mehrheit zurücktreten müssen. 
Die Schüler sind in solchen gemischten Klassen auf der Grundlage des 
den beiden Bekenntnissen Gemeinsamen zu unterrichten und zu er- 
ziehen." Damit waren etwa 70 % der katholischen Bekenntnisschulen 
mit einem Federstrich inhaltlich zu Gemeinschaftsschulen erklärt. 
Jede weitere Zusammenlegung von kleinen Schulen mußte diesen An- 
teil der faktischen Gemeinschaftsschulen weiter vermehren. Diese Art 
von Bekenntnisschulen war somit eine juristische Begriffshülse gewor- 
den ohne den Inhalt, den ihr Name anzeigte. Etwa zu derselben Zeit 
vollzog sich ein Bewußtseinswandel unter den katholischen Eltern. 
Jahrzehntelang hatten die Abstimmungen und Schuleinschreibungen 
Mehrheiten von 70 - 90 % f ü r  die Bekenntnisschule ergeben. Nunmehr 
sprachen sich in mehreren seriösen Umfragen um die 75 %der Eltern 
für die gemeinsame Erziehung aus. Die Ursache für diesen Wandel 
zu suchen, ist eine Aufgabe der Pastoralsoziologie. Die Staatsregie- 
rung sah sich jedenfalls um die Mitte der 60er Jahre einer völlig ver- 
änderten Situation gegenüber. Sie konnte dieser aber nicht ohne wei- 
teres Rechnung tragen, weil sie an die nach wie vor gültigen Schulbe- 
Stimmungen der Verfassung und des Konkordats gebunden war. Be- 
sonders erschwert wurde die politische Lage der Staatsregierung durch 
fortlaufende Äußerungen kirchlicher Stellen und Persönlichkeiten, die 
den in der Verantwortung stehenden Politikern den Rückhalt entzo- 
gen, auf den sie sich seit 1883 hatten verlassen können. So erklärte 
L+ B. It. KNA Vom 21. 11. 1966 der angesehene katholische Pädagoe 
Kar1 Erlinghagen von der Universität Regensburg: "Die Bekenntnis- 
s d ~ l e  befindet sich seit Jahren in  einem permanenten Rückzugsge- 
fecht. Einerseits verteidigen wir die Bekenntnisschule, andererseits 
wollen wir eine leistungsfähige Schule. Er lege ein Veto ein gegen die 
staatliche Bekenntnisschule, weil dafür in der christlichen Gesellschaft 
keine Basis mehr vorhanden sei." 
Unter dem Eindruck des zitierten Verfassungsurteils äußerte sich der 
Vorsitzende der Katholischen Erziehergemeinschaft: "Kritisch ge- 
sehen sind die Eiertänze um den Popanz staatlicher Bekenntnisschulen 
nichts anderes als eine bewußte Verschleierung der wirklichen religiösen 
Verhältnisse unserer Zeit auf dem kirchlichen und schulischen Sektor; 
wir wollen nicht zugeben, daß etwas entschwunden ist, was man als 
sicheres Besitzrecht für alle Ewigkeit vorhanden glaubte." Solche 
Zitate ließen sich beliebig vermehren. Sie kennzeichnen die Lage im 
innerkirchlichen Raum. 
Die Opposition wäre blind und lahm gewesen, hätte sie diese veränder- 
te Bewußtseinslage nicht wahrgenommen und wäre sie nicht zum 
Sturm angetreten gegen eine Stellung, die so oft vergebens berannt 
worden war und die nun sturmreif schien, weil ihre Verteidiger ihre 
Kapitulationsbereitschaft so deutlich signalisierten. 
Als erste trat die FDP mit einem Volksbegehren zur Xnderung der 
Schulartikel der Verfassung auf den Plan. Die Bekenntnisschule sollte 
ihre privilegierte Stellung verlieren. Beide Schularten, Bekenntnis- 
schule und Gemeinschaftsschule, sollten gleichberechtigt den Eltern 
zur Wahl gestellt werden. 
Der SPD war dieses Ziel nicht weit genug. Sie wollte die Situation 
nutzen, in der ihr ein sicherer und großer politischer Erfolg zu winken 
schien. Daher schloß sich die SPD nicht an das Volksbegehren der 
FDP an, sie reichte ein eigenes Volksbegehren ein, in  dem das bisheri- 
ge Verhältnis von Bekenntnisschule und Gemeinschaftsschule genau 
umgekehrt werden sollte: "Die öffentlichen Schulen sind Gemein- 
schaftsschulen. Offentliche Bekenntnis- und ~eltanschauungsschulen 
sind auf Antrag der Erziehungsberechtigten zu errichten, wenn ein ge- 
ordneter Schulbetrieb möglich ist." 
Die SPD hatte aus ihrer Lektion mit dem Lehrerbildungsgesetz der 
Viererkoalition gelernt. Der erste Teil ihres Vorschlags stimmte mit 
dem Konkordat überein. In der Frage des geordneten Schulbetriebs 
durfte sie auf ein Arrangement mit der Kirche rechnen, nachdem 
Kardinal Döpfner erklärt hatte, "die Kirche darf nicht versuchen, 
Entwicklungen aufzuhalten, die kommen müssen und auch kommen 
werden''. Er bezog sich dabei ausdrücklich auf die Zusammenlegung 
kleiner Schulen auf dem Lande. Statt der erforderlichen 25.000 legte 
die SPD innerhalb weniger Wochen 266.000 Unterschriften dem 
Innenministerium vor. Während das FDP-Begehren knapp geschei- 
tert war, zeichnete sich für das SPD-Begehren ein haushoher Sieg 
ab. Die Lage fOr die CSu-Regierung war außerordentlich schwierig. 
Der Bewußtseinwandel in der Bevölkerung war ihr bekannt, sie 
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konnte ihm aber politisch nicht ohne weiteres Rechnung tragen, 
weil sie als Regierung an Verfassung und Konkordat gebunden war, 
dessen Erhaltung von den wirklich zuständigen Vertragspartnern 
nach wie vor gefordert wurde. Der Vorwurf des Vertragsbruchs war 
das Letzte, was sich eine demokratische Regierung nach den syste- 
matischen Vertragsbrüchen des 3. Reiches leisten konnte und wollte. 
Wollte sie den Sieg des SPD-Volksbegehrens verhindern, dann mußte 
sie ein Konzept vorlegen, das auf die Wähler noch attraktiver und fort- 
schrittlicher wirkte. Dies aber schien innerhalb des Koordinations- 
Systems Schule-Verfassung-Konkordat schlechterdings unmöglich. 
Der sachliche Nachteil des SPD-Konzepts lag vor allem darin, daß es 
auch weiterhin Regelschulen und Antragschulen geben würde, wenn 
auch mit umgekehrtem Vorzeichen. Vor allem auf dem Land würde 
die Schulorganisation nie zur Ruhe kommen. Die Auseinanderset- 
zungen würden sogar noch bitterer sein als in der Vergangenheit, 
denn Mehrheitsentscheidungen, vielleicht knappe, auf dem Gebiet 
religiöser Überzeugungen tragen den Keim zum Bürgerkrieg in sich. 
In diesen Tagen wurde viel nachgedacht am Salvatorplatz! 
Schließlich entstand in der nächsten Umgebung des Ministers eine 
Konzeption, die den Organisationsraster der "Schule", der durch 
seine inhaltiche Entleerung unbrauchbar geworden war, aufgab und 
die weltanschauliche Prägung auf die niedrigere Organisationseinheit, 
die "Klasse", verlagerte. Damit schien der Ausbruch aus der Zwangs- 
jacke "Schule-Verfassung-Konkordat" gelungen. Dies war möglich, 
nachdem das Tabu Verfassungsänderung durch die Volksbegehren der 
SPD und der FDP bereits gebrochen war. 
Das neue Konzept wurde in einem 6-Punkte-Vorschlag konkretisiert: I 
1. Die öffentlichen Schulen sind christliche Schulen. 
2. In den Klassen, die von Kindern verschiedener Bekenntnisse be- 
sucht werden, richtet sich die christliche Erziehung nach den ge- 
meinsamen Grundsätzen der christlichen Bekenntnisse. 
3. In den Klassen, die von Schülern eines Bekenntnisses besucht 
werden, richten sich Unterricht und Erziehung nach den Grund- 
sätzen dieses Bekenntnisses. 
4. Klassen fir Schüler eines Bekenntnisses sind einzurichten, wo die 
Schulgliederung es gestattet. 
5. Wünschen der Erziehungsberechtigten auf Aufnahme ihrer Kinder 
in eine bestimmte Klasse ist nach Möglichkeit stattzugeben, gege- 
benenfalls durch Besuch einer benachbarten Schule. 
6 .  Das Recht zur Errichtung privater Volksschulen wird unter den 
Voraussetzungen eines geordneten Schulbetriebs und der Bestim- 
mungen des Art. 7 GG gewährleistet. Der Besuch privater Volks- 
schulen ist an keine anderen Bedingungen oder Kosten gebunden 
als der öffentlicher Schulen. 
Ich habe diesen ersten Entwurf deswegen im Wortlaut angeführt, weil 
er im Laufe der Verhandlungen erhebliche Veränderungen erfahren 
hat. 
Nach diesem neuen Konzept sollte es keine Bekenntnisschule, aber 
auch keine Gemeinschaftsschule irn herkömmlichen Sinne mehr ge- 
ben. Die neue Schule sollte aber als ganze verfassungsmäßig eine 
christliche Schule sein. Die Gliederung in gemischte und in reine 
Bekenntnisklassen war im bayerischen Schulwesen gar nicht so neu. 
In vielen Gymnasien, die ja seit eh und je simultane Schulen waren, 
gab es zur Erleichterung der Stundenplangestaltung bekenntnisho- 
rnogene  klasse^. Die von den beiden Kirchen gemeinsam veröffent- 
lichten Leitsätze für eine gemeinsame christliche Erziehung gaben 
eine ausreichende pädagogische Grundlage für die gemischten Klas- 
sen ab. Die einheitlichen Bekenntnisklassen waren nach diesem Ent- 
wurf von amtswegen zu bilden, wo die Schulgliederung, d. h. die Zahl 
der Schüler es gestattete. Als Möglichkeit konfessioneller Erziehung 
sollte schließlich das Recht zur Errichtung privater Bekenntnisschulen 
in der Verfassung verankert werden bei Kostenfreiheit für die Eltern, 
was eine Vollfinanzierung des Staates bedeutet. Das neue Konzept 
bot damit, falls die Eltern Gewicht darauf legten, hinreichende Mög- 
lichkeiten einer christlichen Erziehung, sei es gemeinsam oder nach 
Bekenntnissen getrennt, mehr jedenfalls als die ausgehöhlte Bekennt- 
nisschule herkömmlicher Art. 
Dieses Konzept wurde zunächst mit der evangelischen Kirche be- 
sprochen, dann wurde es der bayerischen Bischofskonferenz vorge- 
tragen. Der Augsburger Oberhirte ist der einzige noch irn Amt be- 
findliche Teilnehmer an jener denkwürdigen Sitzung. Nachdem beide 
Kirchen den Entwurf als diskussionswürdige Grundlage für eine Neu- 
regelung ansahen, trat der Kultusminister am 19. Jun i  1967 vor den 
LandesausschuR seiner Partei und damit vor die Offentlichkeit. Diese 
war überrascht und erstaunt, weil niemand eine Lösung für möglich 
gehalten hatte, die über das Volksbegehren der SPD hinausging. Die 
SPD selbst erkannte die Attraktivität der neuen Formel und die Ge- 
fahr für ihren sicheren politischen Erfolg und lehnte daher zunächst 
einmal ab. Nun blieb der CSU nichts anderes übrig als ihren Vor- 
schlag als ein weiteres, eigenes Volksbegehren gleichfalls dem Volk 
zur Entscheidung vorzulegen. Dabei wurde der Text redigiert und ge- 
strafft, vor allem wurde für die Bildung von Bekenntnisklassen die 
Zustimmung der Eltern als Voraussetzung eingeführt. Dagegen konn- 
te auch die Kirche nichts einwenden, da sie den Elternwillen stets zur 
Grundlage ihrer Argumentation in Schul- und Erziehungsfragen ge- 
macht hatte. Daß sich der Wille der Eltern von 1967 an in einer ganz 
anderen Richtung entwickeln würde als 1919 und 1933 war so wohl 
nicht vorauszusehen. Das Volksbegehren der CSU wurde vor allem 
von der evangelischen Kirche nachdrücklich unterstützt, die Zu- 
stimmung der katholischen Kirche stand unter dem Vorbehalt der 
Einigung mit dem eigentlichen Partner des Freistaats Bayern, dem 
HI. Stuhl. 
Durch die Bemühungen außerparteilicher und außerparlamentari- 
scher Kräfte, darunter auch des Präsidenten des BLLV Wilhelm 
Ebert, kam es am 4. Dezember 1967 zu einem ersten Gespräch der 
Vorsitzenden der drei Parteien, von denen jede ein eigenes Volksbe- 
gehren beantragt hatte. Am gleichen Tag hatte der BLLV seine "Leit- 
sätze für die Gestaltung der neuen Schule'' veröffentlicht. Diese 
spielten in den weiteren Verhandlungen der Parteivorsibenden eine 
nicht unbedeutende Rolle. Sie forderten vor allem "den Primat 
pädagogischer Gesichtspunkte gegenüber bekenntnismäßigen An- 
liegen". "Eine Verankerung von Bekenntnisklassen in der Verfassung 
ist abzulehnen. Die bekenntnisgemischte Klasse ist der Normalfall. 
Sie hat absolute Priorität gegenüber der bekenntnishomogenen Klasse. 
In der bekenntnishomogenen Klasse sollte den Grundsätzen eines 
Bekenntnisses über die Verwirklichung der gemeinsamen christlichen 
Grundsätze hinaus in der Erziehung Raum gegeben werden. Ein 
Rechtsanspruch auf die Einweisung in eine bekenntnishomogene 
Klasse kann daraus nicht abgeleitet werden, ebensowenig ein An- 
tragsrecht auf die Bildung solcher Klassen.'' Soweit die Leitsätze 
des BLLV. 
Am 6. Februar 1968 schlossen die Vorsitzenden der 3 Parteien eine 
Vereinbarung über den neuen Verfassungstext und gleichzeitig über 
den Text des erforderlichen ausführenden Schulgesetzes. In dieser 
Vereinbarung kamen die Leitsätze des BLLV weitgehend zum Tra- 
gen. Der neue Verfassungstext lautet: "Die öffentlichen Schulen sind 
gemeinsame Schulen für alle volksschulpflichtigen Kinder. In ihnen 
werden die Schüler nach den Grundsätz-en der christlichen Bekennt- 
nisse unterrichtet und erzogen. Das Nähere bestimmt das Volks- 
schulgesetz." Von Bekenntnisklassen ist im Verfassungstext nicht 
mehr die Rede. Dafür sollte im Volksschulgesetz in Art. 7,2 festge- 
legt werden: "In Klassen mit Schülern gleichen Bekenntnisses wird 
darüber hinaus den besonderen Grundsätzen dieses Bekenntnisses 
Rechnung getragen." Auch hier hatte sich die weichere Formulie- 
rung des Lehrerverbandes durchgesetzt. Desgleichen in Art. 9, wo es 
heißt: "Klassen und Unterrichtsgruppen werden vom Schulamt nach 
pädagogischen und schulorganisatorischen Erfordernissen gebildet. 
Unter Beachtung dieser Erfordernisse werden vom Schulleiter Schüler 
eines Bekenntnisses einer Klasse zugewiesen, wenn ein oder mehrere 
Parallelklassen gebildet worden sind und die Erziehungsberechtigten 
zustimmen. Ein Anspruch auf Aufnahme in eine solche Klasse be- 
steht nicht." 
Der Apostolische Nuntius, mit dem über den Text des CSU-Begehrens 
weitgehende Übereinstimmung erzielt worden war, protestierte gegen 
die Verschlechterung der Lage der Bekenntnisklassen in Verfassung 
und Schulgesetz. Am 25. März 1968 gab er zur Vereinbarung der Par- 
teivorsitzenden eine sehr kritische Stellungnahme ab. "Der Text des 
CSU-Volksbegehrens mutet der katholischen Kirche einen nicht ge- 
ringen Verzicht zu, indem er die staatliche Bekenntnisschule ver- 
schwinden Iäßt. Als Ausgleich bietet er aber eine gute Möglichkeit 
von in der Verfassung verankerten konfessionellen Klassen, sowie 
einen ebenso verfassungsmäßig gesicherten günstigen Status für die 
private Schule. Bei dieser Lösung würde tatsächlich der für die Kirche 
so wichtige bekenntnismäßige Charakter des Schulwesens erhalten 
bleiben, wenn auch nicht mehr in dem Ausmaß der bisherigen Be- 
kenntnisschule. Er würde nämlich von der Bekenntnisschule auf die 
Bekenntnisklasse übertragen werden. Durch den Gesamtvorschlag der 
von den Verhandlungskommissionen der CSU, der SPD und der FDP 
zur Neufassung des Art. 135 BV angebotenen Formulierung ist fir 
die Anliegen der katholischen Kirche im Bereich des Schulwesens 
eine unbefriedigende Situation entstanden. Es ist nicht einzusehen, 
warum die beiden für die Kirche bedeutsamsten Anliegen bezüglich 
der Bekenntnisklassen und der Schule in freier Trägerschaft nicht in 
der Verfassung verankert werden sollen. Außerdem sind im Volks- 
schulgesetz die Bekenntnisklassen weit weniger deutlich ausgeprägt 
als dies im CSU-Volksbegehren für die Verfassung vorgesehen ist. 
Die tiefgehende Verschlechterung der Lage macht es dem Aposto- 
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lischen Nuntius äußerst schwierig, die Zustimmung des Hl. Stuhles 
zu erhalten." Soweit der Apostolische Nuntius, Erzbischof Dr. Corrado 
Bafile. 
Die nun folgenden Verhandlungen mit dem Nuntius, mit denen der 
bayerische Ministerrat mich beauftragt hatte, waren zeitraubend und 
schwierig. Es mußte ein Weg gefunden werden, durch eine entspre- 
chende Gestaltung des neuen Konkordatstextes (der Schulardl~el) 
die sehr schweren Bedenken des HI. Stuhles auszuräumen. Dies ist 
schließlich gelungen, wenn auch das Scheitern zeitweilig näher lag 
als das Gelingen. Da aber auch das Konkordat Gesehesrang hat und 
zwar durch seine ausdrückliche Verankerung in der Verfassung (Art. 
182) einen qualifizierten Gesetzesrang, sind bei der Beurteilung der 
geltenden Rechtslage alle 3 Normen (Verfassung, Volksschulgesetz 
und Konkordat) heranzuziehen. In Art. 6 § 2 des Konkordats heißt 
es nunmehr: "In Klassen und Unterrichtsgruppen an Volksschulen, 
die ausschließlich von Schülern des katholischen Bekenntnisses be- 
sucht werden, richten sich Unterricht und Erziehung nach den beson- 
deren Grundsätzen des katholischen Bekenntnisses." Hier ist die ur- 
sprüngliche Form, die der Text vor dem Rrteienkompromiß hatte, 
wieder aufgenommen. In Art. 6 5 3 heißt es: "Klassen und Unter- 
richtsgruppen für Schüler des katholischen Bekenntnisses werden ge- 
bildet, wenn die Erziehungsberechtigten zustimmen und die pädago- 
gischen und schulorganisatorischen ErFordernisse es ermöglichen. 
Dies trifft zu, wenn für einen Schülerjahrgang Parallelklassen oder 
parallele Unterrichtsgruppen gebildet werden." Damit ist dem gäda- 
gogischen und schulorganisatorischen Ermessen des Schulleiters eine 
präzise Grenze gesetzt. Art. 6 § 5: "Bei der Auswahl der Lehrer soll 
auf die Bekenntniszugehörigkeit der Schüler Rücksicht genommen 
werden." Schließlich wollte der HI. Stuhl auch die Sicherung der 
Errichtung und Finanzierung privater Bekenntnisschulen im Kon- 
kordat verankert wissen. Daher wurde folgende Bestimmung aufge- 
nommen: "Privaten katholischen Volks- und Sonderschulen ersetzt 
der Staat auf Antrag des Schulträgers den notwendigen Aufwand, der 
sich nach dem der öffentlichen Schulen bemißt... Die notwendigen 
Kosten für die schulaufsichtlich genehmigten Neu-, Um- und Erwei- 
terungsbauten privater Volks- und Sonderschulen werden vom Staat 
ersetzt." 
Diese Festlegungen waren die conditio sine qua non für die Zustim- 
mung des HI. Stuhles zur Abschaffung der Bekenntnisschule und zum 
Gesamtpaket der neuen Schulorganisation. 
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Aber - wie es bei Partnern mh so unterschiedlichen schulpolitischen 
Auffassungen nicht anders möglich war - bereitete nun wieder die 
SPD Schwierigkeiten bei der Annahme dieses Konkordatstextes, weil 
hier vieles von dem, was sie im Parteienkompromiß erreicht zu haben 
glaubte, wieder zurückgenommen wurde. Vor allem fürchtete sie we- 
gen der Vollfinanzierung privater Bekenntnisschulen durch den Staat 
eine Zersplitterung des Volksschulwesens, wenn die Kirche mit 
ihrer früheren schulpolitischen Dynamik an die Gründung solcher 
Privatschulen gehen würde. Die Befürchtungen waren unbegründet, 
bis heute sind zwei private Bekenntnis-Volksschulen in 20 Jahren 
gegründet worden. 
In ernsten, aber vertrauensvollen und sachlichen Gesprächen gelang es 
dem Kultusminister Dr. Huber, mit  den Spitzen der SPD zu einem 
Übereinkommen zu gelangen und ihre Zustimmung auch zum Kon- 
kordatstext zu erlangen. Damit war der Weg frei zu einem gemein- 
samen Volksbegehren des Bayerischen Landtags. Das bayerische 
Volk stimmte am 7. Juli 1968 dieser ersten Änderung der Bayeri- 
schen Verfassung von 1946 mit 74,s % der abgegebenen Stimmen 
zu. Das geänderte Konkordat wurde am 7. Oktober vom Bayeri- 
schen Ministerpräsidenten Alfons Goppel und vom Apostolischen 
Nuntius Bafile unterzeichnet. Es ist am 30. Januar 1969 nach Rati- 
fizierung durch den Bayerischen Landtag in Kraft getreten. 
Damit hatte ein Problem seine Lösung gefunden, das fast 100 Jahre 
lang die Gemüter und die Köpfe erhitzt hatte. Die Lösung war ge- 
tragen von allen Beteiligten, von allen politischen Parteien (mit 
Ausnahme der NPD), von beiden christlichen Kirchen, von allen 
Lehrerverbänden und von der ganzen bayerischen Bevölkerung. 
Wie sieht nun die Bilanz f ü r  die katholische Erziehung in der neuen 
staatlichen Volksschule aus? Aufgegeben wurde eine Bekenntnis- 
schule, die keine mehr war. Eingetauscht wurde: 
1. Die gemeinsame christliche Volksschule. Sie ist nicht identisch mit 
der früheren Gemeinschaftsschule. In dieser wird nach den gemein- 
samen Grundsätzen der christlichen Bekenntnisse erzogen. Was 
darunter zu verstehen ist, haben die Kirchen zu bestimmen. Sie 
haben es in eindrucksvoller Weise getan, zuletzt am 29. November 
1988. Das Kultusministerium hat am 16. Dezember 1988 ange- 
ordnet, daß diese Leitsätze als Konkretisierung der Verfassung 
der schulischen Erziehung zugrundezralegen sind. 
2. Die Bekenntnisklasse. Die Schulbehörden sind verpflichtet, von 
amtswegen Bekenntnisklassen einzurichten, wo die Voraussetzun- 
gen vorliegen. Ausschlaggebend ist der Wille der Eltern, den die 
Kirche selbst in die Konkordatsbestimmungen aufgenommen wis- 
sen wollte. 
3. Private katholische Bekenntnisschulen mit 100%iger staatlicher 
Finanzierung. 
Ich denke, die Bilanz kann sich sehen lassen. Natürlich sind Verfas- 
sungs-, Gesetzes- und Konkordatsbestimmungen ein Angebot. Ob und 
wie die, denen dieses Angebot unterbreitet wird, davon Gebrauch 
machen, das fällt in deren eigene Verantwortung. Hier endet die 
Zuständigkeit des Staatskirchenrechts. 
